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Kisten rein, Kisten raus: In den beiden letzten Tagen zogen das Mittelstands-
und das Tourismusministerium um. (FOTO: GERRY HUBERTY)

Mittelstand und Tourismus an neuer Adresse
Zwei Ministerien befinden sich nun im „Forum Royal“

Nach den Infrastruktur-, Nachhal-
tigkeits- und Wohnungsbauminis-
terien im März, sind nun auch zu
Wochenbeginn das Mittelstands-
und das Tourismusministerium in
neue Büros umgezogen. Zwei
Tage – vorgestern Montag und
gestern Dienstag – dauerte die
Umzugsaktion in die ehemaligen
Räumlichkeiten des „Département
des transports“ im „Forum Royal“
(19-21 Bd Royal).

Mit diesem Umzug werden die
Arbeitsprozesse in den jeweiligen
Dienststellen auch an Effizienz ge-
winnen. „Da sich der alte und der
neue Standort am vielbefahrenen
Boulevard Royal befinden, konn-
ten die Lastwagen nur außerhalb
des Berufsverkehrs be- und entla-
den werden“, betont Patrick
Heuschling, Umzugskoordinator
beim Tourismusministerium. 

Um einen möglichst reibungs-
losen Ablauf zu gewährleisten,
musste die Aktion im Vorfeld gut
geplant werden. Während dieser
Vorbereitungsphase, die etwa drei
bis vier Monate dauerte, wurden
unter anderem alle technischen

Fragen wie etwa die Umstellung
der Telefone und die Raumauf-
teilung in den jeweiligen Büros
geklärt. Transportiert wurde im
Endeffekt nur das Büromaterial,
da die bisherigen Büromöbel des
„Département des transports“
übernommen wurden. Die „alten“

Möbel des Mittelstands- und des
Tourismusministeriums werden
von der „Administration des
bâtiments publics“ wiederverwen-
det. Die Postadressen der beiden
Ministerien, die Telefon- und
Faxnummern, E-Mail-Adressen
bleiben unverändert (siehe neben-

stehenden Kasten). Seit Dienstag
sind auch die Schalter des Mittel-
standsministeriums auf 19-21
Boulevard Royal zugänglich. Auch
das Chancengleichheitsministe-
rium wird ins „Forum Royal“
ziehen. (asc)

KIRCHBERG: BUNTER MARSCH GEGEN KÜRZUNGEN IN DER EUROPASCHULE
Mehrere hundert Schüler der Eu-
ropaschule haben zusammen mit

ihren Eltern und Lehrern gegen
bevorstehende Budgetkürzungen

in Höhe von 2,6 Millionen Euro
protestiert. Mit Schildern und

Transparenten zogen sie von ih-
rer Schule über den Kirchberg bis

zum Europäischen Gerichtshof.
Die internationale Truppe skan-

dierte Sprechchöre und appel-
lierte an die EU-Kommission, die

Bildung nicht zu vernachlässigen.
Mit Sprüchen wie „Spart nicht an

unserer Zukunft“ und „Unter-
stützt die Europaschulen“ wollten

sie den Obersten Europäischen
Schulrat umstimmen und Front

gegen die Budgetkürzungen ma-
chen. Die Entscheidung über die

Kürzungspläne fällt in den nächs-
ten Tagen bis zum 14. April. In

den 14 Europaschulen der Union
sollen tatsächlich in diesem Jahr

noch sieben Millionen Euro einge-
spart werden. Für Luxemburg

wären Einschnitte von 2,6 Millio-
nen Euro fällig. Mehr zu diesem

Thema lesen Sie auf wort.lu. (vb)
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AHA startet Kampagne
gegen Religiosität
Vorgestern startete die Vereini-
gung „Allianz vun Humanisten,
Atheisten an Agnostiker“ (AHA)
eine Kampagne, die den Titel
„Net reliéis? Stéi dozou!“ trägt. Im
Rahmen dieser Aktion werden
Plakate an Bussen angebracht, die
vorwiegend in der Hauptstadt zir-
kulieren. Wer nicht religiös sei,
brauche sich dafür weder zu schä-
men, noch zu rechtfertigen, viel-
mehr könne er stolz sein, auf ein
rationales und vernunftorientier-
tes Weltbild, so die Organisatoren
der Kampagne, die nicht zum Ziel
habe, „dass die Menschen mit
einer Atheistenfahne durch die
Fußgängerzone laufen“. Zu den
prominenten Initiatoren der Kam-
pagne bzw. den VIP-Supportern
von „Net reliéis? Stéi dozou!“ ge-
hören u.a. die Juso-Chefin Taina
Bofferding, die Abgeordneten
Eugène Berger (DP), Claudia
Dall'Agnol (LSAP) und André
Hoffmann (déi Lénk), Unterneh-
mensberater Pol Wirtz, die LSAP-
Bürgermeister Roby Biwer (Bet-
temburg), Georges Engel (Sassen-
heim) und Tom Jungen (Roeser)
sowie Grünen-Politiker Christian
Kmiotek und KPL-Chef Ali Ru-
ckert. Wir weisen unsere Leser
darauf hin, dass wir bereits ges-
tern im LW über diese Aktion be-
richtet hätten, wenn man uns zur
Vorstellung der Kampagne am
Montag eingeladen hätte. Auf
Nachfrage hin erklärte uns die
AHA gestern, man sei davon aus-
gegangen, das „Luxemburger
Wort“ habe kein Interesse 
an Information. (MaG)

Die Polizei hat für heute folgende
Geschwindigkeitskontrollen ange-
kündigt: am Vormittag in Biwer
(Haaptstrooss) und Steinbrücken
(Rue d'Europe); am Nachmittag in
Lausdorn (N 7), Luxemburg-Stadt
(Rue Notre Dame), Schouweiler
(Rue de Bascharage) und in
Steinsel (Rue Basse).

POLIZEIKONTROLLEN

Zwei Ministerien
im Überblick

� „Département des classes
moyennes“: Postfach 535, L-
2937 Luxemburg, Tel: 247-
82 478, Fax: 247-84 740, E-
Mail: info@mcm.public.lu.
Öffnungszeiten: Montag bis
Freitag von 8 bis 12.30 Uhr.
� „Département du Tourisme“:
Postfach 86, L-2937 Luxem-
burg, Tel: 247-84 751, Fax:
47 40 11, E-Mail: info@mdt.pu-
blic.lu. Öffnungszeiten: Mon-
tag bis Freitag: 8 bis 12.30 Uhr
und 13.30 bis 17 Uhr.

■ www.mcm.public.lu
www.mdt.public.lu

„Pecherten“ wollen mehr Befugnisse
FGFC: Beamte wollen mit Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten die Polizei entlasten

Angesichts gestiegener Gewaltbe-
reitschaft will sich die Polizei der
Kriminalitätsbekämpfung zuwen-
den und die Verfolgung kleinerer
Verstöße abgeben. Die Gewerk-
schaft FGFC greift das Stichwort
auf: Sie fordert schon lange mehr
Kompetenzen für die Bedienste-
ten des Ordnungsamts.

Man verstehe die Befürchtun-
gen mancher Skeptiker, so die Ge-
werkschaft der Gemeindebeam-
ten. „Auch wir wollen keine
zweite Polizei“, schreibt das
„Groupement national des agents
municipaux“ der FGFC in seiner
Pressemitteilung. Allerdings sei es

wichtig über Beamten zu verfü-
gen, die – auch wenn sie keine
Polizisten sind – die Polizei entlas-
ten könnten.

Die Gewerkschaft ist nicht er-
freut über die Ankündigung des
Innenministers, das Dossier der
Kompetenzerweiterung erst nach
den Umstrukturierungen von Poli-
zei und Zoll im Jahre 2012 in An-
griff zu nehmen. Die letzte Initia-
tive zur Kompetenzerweiterung,
das Gesetzprojekt 5916, sei vom
Staatsrat mit sechs nachdrückli-
chen Einsprüchen („opposition
formelle“) „zerrissen“ worden, so
die nationale Gruppierung der

„Pecherten“. Laut Gewerkschaft
auch zu Recht, denn „ohne Rück-
sprache mit den Leuten vor Ort
[...] war dieser halbherzige Ver-
such zum Scheitern verurteilt“.

Die Gewerkschaft verweist
auch auf jene elf Gemeinden, die
ihren „Agents municipaux“ bereits
die Kompetenzen eines „Garde-
Champêtre“ eingeräumt haben.
„Und der Vorstoß hat sich ge-
lohnt“, heißt es in der Mitteilung.
Die Gewerkschaft sei bereit, ihren
Teil dazu beizutragen, um die Le-
bensqualität in den Gemeinden
auf einem hohen Niveau zu be-
halten.

Derzeit dürfen die „Pecherten“
ausschließlich den ruhenden Ver-
kehr überwachen und Strafzettel
für Falschparken und Ähnliches
verteilen. Seit Jahren verlangen sie
eine Ausweitung der Kompeten-
zen und weisen auf das Beispiel
Deutschland hin. 

Dort gehen die Befugnisse der
Bediensteten des Ordnungsamts
recht weit: Sie verfolgen Ord-
nungswidrigkeiten aller Art, kon-
trollieren Gaststätten, werden
beim Melde- und Ausländerrecht
tätig und überprüfen Umweltstan-
dards von Haushalten und Unter-
nehmen. (vb/ham)


